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bitte wenden ...

Warum die CSU jetzt AKW-Standorte streicht, die sie jahrzehntelang für unverzichtbar hielt:
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Dokumentation zur Standortsicherung

Fünf Standorte sind in Bayern für ein neues Atomkraftwerk reserviert. Der Landtag berät derzeit
deren Streichung. 25 Jahre lang haben Bürgerinitiativen, Landräte und Bürgermeister hierfür gekämpft
– ihr Anliegen verschwand stets in der Schublade des Wirtschaftsministers. Erst das ödp-Volksbegehren
„Kein neues Atomkraftwerk in Bayern“ zwingt die Staatsregierung nun zur Aufgabe der AKW-
Standorte.

Am 31. Januar 1986 trat der fachliche Plan
des Bayerischen Staatsministeriums für Wirt-
schaft und Verkehr „Standortsicherungsplan für
Wärmekraftwerke – Fortschreibung“ in Kraft.
Im Jahr des größten Unfalls in der Geschichte
der sog. friedlichen Nutzung der Atomenergie
(Tschernobyl) wurden in Bayern u. a. fünf
Standorte offen gehalten, die „den Erfordernissen
der nuklearen Sicherheit und des Strahlenschut-
zes bestmöglich entsprechen“.

Jahrelange Auseinandersetzungen mit heftig-
stem Widerstand und Unterschriftensamm-
lungen aus der Bevölkerung gegen ein mögliches
neues Atomkraftwerk beeindruckten die Staats-
regierung in keinster Weise. Die Bayernwerk AG
forderte im November 1994 den Neubau eines AKW’s, obwohl wegen des stagnierenden Strom-
absatzes in Deutschland kein zusätzlicher Energiebedarf bestand. Die damals geplante Energierechts-
novelle und die Liberalisierung der europäischen Elektrizitätsmärkte sollte diese Forderung
begründen.

Am 29. Januar 1997 hatte die Münchener ödp-Stadträtin, Mechthild von Walter, einen Beschluss-
antrag eingebracht, der die Streichung aller Kernkraftwerksstandorte im Standortsicherungsplan und
den Ausstieg aus der Kernenergienutzung forderte. Zunächst hatte das Fachreferat im Wirtschafts-
ministerium eine vom Umweltschutzreferenten der Stadt München eingeholte Stellungnahme ab-
gelehnt. Am 03. März 1997 antwortet dann Dr. Otto Wiesheu, der bayerische Staatsminister für
Wirtschaft, Verkehr und Technologie u. a.:

An die
bayerischen Redaktionen

Grafenrheinfeld
bei Schweinfurt

Viereth bei
Bamberg

Pfaffenhofen
a. d. Zusam
bei Dillingen

Marienberg bei
Rosenheim

Pleinting im
Lkr. Passau

Diese fünf Standorte hat die CSU für ein zusätzliches 
Atomkraftwerk reserviert.
Durch das Volksbegehren der ödp „Kein neues Atom-
kraftwerk in Bayern“ wurden sie gestrichen.


